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Sehr geehrte Frau Schickel-Küng 
 
Besten Dank für die Möglichkeit zur Meinungsäusserung in der referenzierten Angelegenheit. Wei-
terhin ist nicht absehbar, wie lange die Massnahmen von Bundesrat und Bundesamt für Gesund-
heit zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie noch aufrechterhalten oder gar noch verschärft wer-
den müssen. Vor diesem Hintergrund begrüssen wir im Grundsatz die vorgeschlagene Verlänge-
rung und Anpassung der Covid-19-Verordnung Justiz und Verfahrensrecht, welche weiterhin si-
cherstellt, dass im Bedarfsfall Verhandlungen im Zivilverfahren mittels Videokonferenz durchge-
führt werden können. 
 
Bezüglich der vorgeschlagenen Anpassung von Art. 6 der Verordnung weisen wir allerdings darauf 
hin, dass die Streichung des Passus, wonach Anhörungen «durch ein einzelnes Mitglied oder eine 
Delegation der Kindes- oder Erwachsenenschutzbehörde oder der gerichtlichen Beschwer-
deinstanz erfolgen» können, in Zeiten steigender Fallzahlen zu Problemen führen könnte. Es ist zu 
befürchten, dass insbesondere bei Anhörungen zur fürsorgerischen Unterbringung die Durchfüh-
rung per Videokonferenz aufgrund der psychischen Problematiken der Patienten keine geeignete 
Option darstellt. Folglich ist die Möglichkeit der Anhörung durch ein einzelnes Mitglied oder eine 
Delegation zu begrüssen, da somit die Massnahmen zur Bekämpfung von Covid-19 besser umge-
setzt werden können. Art. 447 Abs. 2 ZGB sieht zwar eine Anhörung des Kollegiums nur «in der 
Regel vor», weshalb auch ohne Ausnahmebestimmung in der Covid-19-Verordnung Justiz und 
Verfahrensrecht vereinzelt Anhörungen durch einzelne Mitglieder vorgenommen werden können. 
Sollte sich aber die epidemiologische Situation verschärfen, könnten solche Einzel-Anhörungen 
auch zum Regelfall werden, womit den Vorgaben des ZGB nicht mehr Genüge getan werden. 
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Wir beantragen daher auf die Streichung des erwähnten Passus in Art. 6 zu verzichten. Eventuali-
ter wäre in den Erläuterungen der Verordnung zu präzisieren, dass Art. 447 Abs. 2 ZGB eine ge-
nügende gesetzliche Grundlage darstellt, um aufgrund der Covid-19-Massnahmen auch vermehrt 
Anhörungen durch Einzelpersonen oder eine Delegation durchführen zu können. 
 
 
 
Hochachtungsvoll 
 
 
 
 
Thomas Weber Elisabeth Heer Dietrich 
Regierungspräsident Landschreiberin 
 
 

 


